Die deutsche protestantische Gemeinde in der Republik Venedig
Die Anfänge der Evangelischen Gemeinde Augsburger Konfession, dies der offizielle Name der wohl ältesten protestantischen Auslandsgemeinde, liegen im Dunkeln. Wir verfügen über keine gesicherten Daten, wann genau sich in Venedig eine deutsche evangelische Gemeinde gebildet hat. Denn die frühesten Zeugnisse für die Präsenz von Protestanten in Venedig beziehen sich auf die italienische Bevölkerung und lassen keinen Rückschluss zu auf das Bestehen einer entsprechenden deutschen Gruppierung. 
In der europäischen Metropole des Buchdrucks und -handels ist es nicht verwunderlich, wenn bereits 1520 die ersten Schriften Luthers in Venedig beschlagnahmt wurden
. In den folgenden Jahren kam es dann immer wieder zu solchen Vorfällen; 1548 wurden in der Druckerei Antonio Bruciolis, des italienischen Bibelübersetzers, die Bücher ballenweise konfisziert und später öffentlich auf dem Rialtoplatz verbrannt
. Und es ist gewiss kein Zufall, dass das erste Verzeichnis der von der Kirche verbotenen, später auf den berühmten „Index librorum prohibitorum“ gesetzten Bücher von Giovanni della Casa stammt, dem päpstlichen Nuntius in Venedig.
Luthers Brief an „die Evangelischen in Venedig, Vincenza und Treviso“ vom 13. Juni 1543, in denen er seine Freude über im Ausland entstehenden Gruppen und Gemeinden zum Ausdruck bringt, richten sich an italienische Protestanten und keineswegs an eine dort existierende deutsche Gemeinde. Das geht aus einer Bemerkung Luthers hervor, der auf die mit den Sprachschwierigkeiten verbundenen Verständigungsprobleme hinweist: „Denn ich fürchte, dass ihr von meinen Schriften nicht viel gehabt habt, da ich selten lateinisch geschrieben habe.“
 Ganz eindeutig ist das Schreiben also an – der deutschen Sprache nicht mächtige – Italiener gerichtet; würde es sich an eigene Landsleute wenden, machte der Hinweis auf die Sprachprobleme keinen Sinn. 
Mehrfach haben im 16. Jahrhundert deutsche Fürsten zu Gunsten in Venedig inhaftierter italienischer Protestanten beim Dogen von Venedig interveniert. Als der Franziskanerprovinzial Fra Baldo Lupetino wegen seiner reformatorischen Ansichten ins Gefängnis geworfen wurde, richteten der Kurfürst Johann Friedrich von Sachsen und der Landgraf Philipp von Hessen ein Fürbittschreiben an die Republik, das aber keine Wirkung zeigte
. Zur Erleichterung seiner Haftbedingungen ließen Kaufleute aus dem Deutschen Haus, dem Fondaco, dem Gefangenen heimlich Geldspenden zukommen
. Mehr als ein Jahrzehnt später unternahm der Herzog Christoph von Württemberg den gleichen Schritt und appellierte beim Dogen zugunsten Lupetinos
. Seine Intervention blieb so erfolglos wie die erste, ein Jahr später wurde Lupetino 1556 wegen Häresie zum Tode verurteilt und bei Nacht in der Lagune ertränkt; er gilt als einer der ersten protestantischen Märtyrer in Venedig. Eine ähnliche Intervention deutscher Fürsten erfolgte, als 1570 der Graf Odoardo di Thiene aus Vicenza als Ketzer verurteilt wurde und zunächst der Kurfürst August von Sachsen und anschließend der Kurfürst Friedrich von der Pfalz sich beim Rat der Zehn für ihn  verwandten
. 
Durch den päpstlichen Nuntius Alberto Bolognetti, der sein Amt von 1578 bis 1581 innehatte, sind einige Angaben zu den Deutschen in Venedig überliefert. Nach seinen Angaben handelte es sich um etwa neunhundert Personen, von denen nur zweihundert nicht protestantisch gesinnt waren; neben den als Dienstboten in Privathäusern Angestellten und den Handwerkern waren dies die Kaufherren, „die nicht sehr zahlreich sind und – abgesehen von den Verheirateten – im Fondaco wohnen … sie lebten schlimmer als alle anderen, besaßen häretische Bücher, aßen nach Belieben Fleisch und jegliche andere Speise an verbotenen Tagen, räsonierten über religiöse Gegenstände, wie es ihnen gefiel…“ Die Kenntnisse des Nuntius stützten sich auf die Berichte eines deutschen Jesuiten, der bei seinen Landsleuten aus und ein ging, allerdings bald vom Fondaco ausgeschlossen wurde; „denn nachdem er einige Male dorthin gegangen war, um ihnen das Evangelium zu erklären, während sie bei Tisch waren (…), wurde ihm zum Schluss gesagt, er solle nicht mehr wiederkommen, weil sie sich keiner andern Disziplin unterwerfen wollten, schließlich könnten sie das Evangelium sehr gut alleine lesen.“
 
Im Sommer des Jahres 1608 schließlich, ein Jahr nach der Rücknahme des päpstlichen Edikts gegen Venedig, führte der Servitenmönch Fra Paolo Sarpi, der in diesem Konflikt entscheidend zum Sieg der Republik gegen die römische Kurie beigetragen hatte, eine Reihe von Gesprächen mit einem Abgesandten des Fürsten Christian von Anhalt. Gegenüber Christoph von Dohna bezifferte Sarpi den Anteil von Protestanten in Venedig auf etwa acht- bis zehntausend. Bei dieser vergleichsweise hohen Zahl ist zunächst zu berücksichtigen, dass Sarpi ein großes Interesse daran hatte, die Zahl möglichst in die Höhe zu treiben, um die protestantischen Fürsten Deutschlands für die Idee einer Allianz mit Venedig zu gewinnen, das sich auf diese Weise vor einem Bündnis des Papstes mit Spanien und dadurch vor der habsburgischen Umklammerung zu schützen suchte. Sarpi rechnete die zahlenmäßig starke Ausländerpopulation Venedigs mit zu den potentiellen Protestanten. Doch die wirklichen Verhältnisse lagen entschieden anders, wie er dann selber unfreiwillig zugestehen musste. Zwar seien drei Viertel der venezianischen Nobili antipäpstlich und machten aus ihrer Ablehnung Roms keinen Hehl, doch im Senat waren es bestenfalls fünfundzwanzig bis dreißig, die potentiell für eine Annahme des protestantischen Bekenntnisses in Frage kamen
. Und das war eine ernüchternde Bilanz, die die religiösen Verhältnisse in Venedig genau benannte.
Vieles von dem bisher Gesagten lässt auf eine protestantische Präsenz in Venedig schließen, nichts jedoch auf die Existenz einer deutschen protestantischen Gemeinde, also einer Gruppe von Gläubigen mit eigener Struktur und einem geordneten religiösen Leben. Die ersten dokumentarischen Hinweise finden sich sehr viel später, in der Mitte des 17. Jahrhunderts, und sie geben zunächst nur indirekt Zeugnis vom Bestehen einer lutherischen Gemeinde. Vordergründig ging es bei den Auseinandersetzungen innerhalb der im Fondaco niedergelassenen deutschen Kaufmannschaft um einen Streit um die Nutzungsrechte, die die oberdeutsche Mehrheit für sich allein beanspruchte und den in der Minderheit befindlichen niederdeutschen Kaufleuten absprach. Dahinter verbargen sich zunächst ökonomische Interessen, denn die Niederlassung im Fondaco war mit steuerlichen Vergünstigungen seitens der Republik Venedig verbunden; andererseits entgingen auf diese Weise mögliche Provisionen für Geschäfte, bei denen die Kaufleute im Fondaco als Vermittler für nicht niedergelassene Handelshäuser auftraten. 
Der Streit entzündete sich an der Person des Kölner Kaufmanns Abraham Spillieur, der seit 1644 im Fondaco ansässig war
. Drei Jahre später wurde er in einem eigenen Generalkapitel von allen Gemeinschaftsleistungen des Fondaco ausgeschlossen, falls er nicht binnen dreier Monate den geforderten Nachweis seiner oberdeutschen Geburt beibringe. Von der Sache her war diese Forderung nicht gerechtfertigt, denn es gab keinerlei Beschlüsse über den Ausschluss der Niederdeutschen und auch die Praxis widersprach einer solchen These, wie die Anwesenheit Spillieurs und anderer Niederdeutscher im Fondaco beweist, die bis dahin nicht beanstandet worden war. 
Spillieur ließ sich diese Behandlung nicht gefallen und legte bei den venezianischen Behörden Einspruch gegen seine Ausschließung aus dem Fondaco ein, wobei er tatkräftige Unterstützung durch seine Heimatstadt Köln erhielt. Fünf Jahre dauerte es, bis der Streitfall entschieden wurde. Im Oktober 1652 verkündete der Senat, völlig konform mit der bisherigen Praxis, dass die Frage der nieder- oder oberdeutschen Herkunft für die Zulassung zum Fondaco irrelevant sei. Man vermag sich eine Vorstellung zu machen von dem Einfluss, den die deutschen Kaufherren in Venedig auszuüben vermochten, wenn man erfährt, dass es den Oberdeutschen gelang, den Beschluss nach nur sechs Wochen zurücknehmen und in sein Gegenteil verkehren zu lassen, nämlich durch ein neuerliches Dekret, das die oberdeutsche Herkunft für die Zulassung zum Fondaco verbindlich machte. Abraham Spilleur selber jedoch musste wieder zugelassen werden, da es der Stadt Köln gelungen war, ihre Bürger von dieser Regelung auszunehmen. 
In unserem Zusammenhang interessiert dieser Fall unter einem anderen, nicht sofort sichtbaren Aspekt. Spillieur stellte nämlich gleichzeitig eine zentrale Figur unter den reformierten Deutschen in Venedig dar, die sich 1647/48 zu einer Gemeinde zusammenschlossen und einen eigenen Prediger nach Venedig beriefen; Spillieur war einer der beiden Gemeindevorsteher. Damit wird der Versuch, ihn aus dem Fondaco zu entfernen, gleichzeitig zu einem Indiz für religiös geprägte Auseinandersetzungen innerhalb der Kaufmannschaft im Fondaco, bei denen sich die lutherisch-oberdeutsche Mehrheit durchsetzte. Schon Simonsfeld, der Historiograph des Fondaco dei Tedeschi, hat auf diesen Zusammenhang hingewiesen
 und bemerkt bei dieser Gelegenheit, es falle ihm schwer, zwischen der Bildung einer reformierten Gemeinde und der Ausschließung Spillieurs‚ „keinen ursächlichen Zusammenhang finden zu sollen“
. 
Wir müssen also davon ausgehen, dass es in Venedig zunächst nicht nur eine, sondern sogar zwei protestantische Gemeinden gegeben haben muss. Die reformierte Gruppierung formierte sich etwa 1647 als eigene Gemeinde mit Vorstehern und einem Geistlichen, einem Feldprediger, der sich auf der Rückreise von Kreta in Venedig aufhielt.
 Sein Amt übernahm nach seiner Weiterreise zwei Jahre später der Theologe Nikolaus Zaff, dessen Briefe die erste detaillierte Quelle bilden nicht nur für die Geschichte der eigenen Gemeinde, sondern zugleich auch für die Existenz der uns hier interessierenden lutherischen Gemeinde. 
Wenn man seinen Ausführungen Glauben schenken darf, war diese erstaunlich groß; an der Osterkommunion des Jahres 1651, so schreibt er, hätten 150 Personen teilgenommen.
 Von dem Prediger der protestantischen Nachbargemeinde teilt er keinen Namen, sondern nur dessen Herkunft aus Nürnberg mit. Keinerlei Angaben macht Zaff zum Gebetsraum der lutherischen Gemeinde. Sehr wahrscheinlich hat es sich bereits damals um die beiden Räume Nr. 81 und 82 gehandelt, die bis zur Auflösung des Fondaco als Kirchenräume dienten. Denn bereits 1846 erscheint die Nazione Alemanna, die offizielle Bezeichnung der deutschen Kaufmannschaft, als Mieterin der beiden Räume
, was es nahe legt, den Beginn von lutherischen Gottesdiensten auf diesen Zeitpunkt anzusetzen. Um noch einmal Simonsfeld anzuführen: „Wenn aber die Nazione Alemanna bereits 1646 im Besitze der beiden Kammern im Fondaco erscheint, in denen später der evangelische Gottesdienst gehalten wurde, dann wird man wohl den Beginn der evangelischen Gemeinde auch auf etwa diese Zeit verlegen dürfen, was die Spannung [zwischen Lutheranern und Reformierten] nur noch erklärlicher macht.“

Nach so vielen indirekten Zeugnissen findet sich der erste urkundliche Hinweis auf die evangelische Gemeinde im Zusammenhang einer Anzeige, die der päpstliche Nuntius am 20. März 1654 beim venezianischen Senat einreichte. Darin brachte er folgende Beschwerde vor: „Ich muss Euer Gnaden einige gravierende Störungen zur Kenntnis bringen, die sich in Sachen unserer heiligen Religion in dieser Stadt zutragen. Es treffen sich einige Kaufleute protestantischen Glaubens, die – nicht damit zufrieden, hier zu leben, ohne wegen ihres Bekenntnisses belästigt zu werden – auch ihre Riten mit der größten Freiheit ausüben lassen wollen; alle Sonntage predigt ein gewisser Renier aus Augsburg … im Fondaco seine verdammte Lehre unter Teilnahme nicht nur der Kaufleute des Fondaco, sondern auch vieler anderer, die außerhalb wohnen.“

Bei dem Prediger handelte es sich um Johann Georg Renier, der auch als Sekretär des Barons Degenfeld bezeichnet wird, einem von Venedig engagierten Feldherrn, der erfolgreich gegen die Türken gekämpft und Dalmatien befreit, zu diesem Zeitpunkt aber bereits seinen Dienst quittiert hatte. Aufgrund dieses Hinweises stellte der für Religionsfragen zuständigen Magistrato contro la bestemmia eigene Untersuchungen an, die dazu führten, dass der Prediger Renier verbannt wurde und binnen dreier Tage die Stadt und nach spätestens acht Tagen das Staatsgebiet der Republik Venedig auf immer zu verlassen hatte.
 Ein ähnliches Schicksal teilte übrigens auch die reformierte Gemeinde, deren Gottesdienste, die in den  Privatwohnungen einzelner Gemeindemitglieder stattfanden, ebenfalls vom Nuntius angezeigt wurden. Allerdings blieb es in ihrem Fall bei einer bloßen Ermahnung, während gegen den Prediger, wohl der Franzose Jacob du Puy, nicht vorgegangen wurde.
Die Entdeckung der Gemeinde und die Verbannung des Predigers Renier stellten für die deutschen Protestanten in Venedig ein gravierendes Ereignis dar, das das Gemeindeleben bis zum Ende der Republik entscheidend prägte. Die Kirchenordnung, von der sich nur eine spätere Abschrift aus dem Jahre 1705 erhalten hat, nimmt ausdrücklichen Bezug auf das Ereignis und beginnt mit der folgenden Präambel: „Nachdem unser Kirch und Gemein so beschaffen ist, dass man sie in höchster Stille halten muß, damit sie nicht, wie leyder! andermahl geschehen, unsern Widersachern offenbar, und darüber der hießige Magistrat vermög seiner widerig Religion gezwungen werde, eine scharffe Straff wider uns ergehen zu lassen, wie er dann Anno 1654 gedrohet hat; als[o] hat einem löblichen Kirchen-Capitel gefallen, nachfolgende Ordnung und Geseze auffzurichten“.

Anschließend werden in 21 Punkten genaue Regeln und Verhaltensvorschriften aufgestellt, deren Zweck der letzte Punkt ausdrücklich formuliert: „Keiner soll weder münd- noch schriftlich daß geringste von Unßerer Versammlung oder Kirchen Exercitio offenbaren, er werde darüber gefragt, von wem er wolle.“ Die Geheimhaltung war oberstes Gebot, und ihre Einhaltung wurde minuziös festgelegt. Der erste Teil betraf den Beitritt zur Gemeinde, der genauesten Zugangsbestimmungen unterlag. Ein neu nach Venedig gekommener Kaufmann konnte nicht einfach am Gottesdienst teilnehmen, sondern seine Zulassung musste von einem der Kapitel-Herren beantragt werden, wobei der Neuankömmling zunächst einen Monat lang beobachtet wurde, bevor er dann bei den Kirchen-Vorstehern angemeldet wurde, wobei der Vorschlagende die Haftung für das neue Mitglied übernahm. Jeder Kapitel-Herr konnte nicht mehr als ein einziges Mitglied seines Handelshauses vorschlagen; grundsätzlich nicht zugelassen waren die Lehrjungen und Hausknechte, und nicht zugelassen wurde auch, wer nicht mindestens ein Jahr in Venedig blieb. Über die endgültige Zulassung entschied das Kirchen-Kapitel, das heißt die Mitgliederversammlung, wonach das neue Mitglied dem Pfarrer offiziell vorgestellt wurde.
Ebenso wie der Zutritt zur Gemeinde war auch das Ausscheiden genauestens geregelt. Die Zulassung war nicht unbefristet, sondern an den Aufenthalt in Venedig gebunden, weshalb Mitglieder, die sich für längere Zeit aus der Stadt entfernten, dies offiziell mitteilen mussten. Nach einjähriger Abwesenheit bei einfachen Gemeindemitgliedern und vierjähriger Abwesenheit bei den Kaufherren musste die Zulassung zur Gemeinde wieder neu beantragt werden. Wie man sieht, unterlag die Gemeinde als geschlossene Gruppe genauester Selbstkontrolle, Neuzugang und Ausscheiden waren institutionell geregelt, womit die entscheidende Basis einer im Geheimen existierenden Gruppierung gesichert war, nämlich die genaue Kenntnis sämtlicher Mitglieder; in diesem System gab es keine Grauzonen. 
Der zweite Teil der Vorschriften betraf den sonntäglichen Gottesdienst, ein Unternehmen, das mitten im Zentrum einer dicht bevölkerten Großstadt geheim zu halten einen erheblichen organisatorischen Aufwand erforderte. Es stellen sich dabei die gleichen Probleme wie bei jeder Art klandestiner Zusammenkunft, bei der die Versammlung einer größeren Zahl von Personen vor der Umgebung verschleiert werden muss. Zu diesem Zweck wurden zunächst Außenstehende und das italienische Personal aus dem Haus geschickt, und auch während des Gottesdienstes blieben die Läden geöffnet und besetzt, um äußerlich den Anschein normalen Geschäftsbetriebes aufrecht zu erhalten. Die Kirchgänger durften sich auf dem Weg in den obersten Stock nicht aufhalten und sollten auch vor dem Kirchenraum keine im Gespräch zusammenstehenden Grüppchen bilden; oder, wie es die Kirchenordnung drastischer formuliert: es „soll sich auch Niemand auf einem der Söler aufhalten, vielweniger sich mit lautem Geschwätz hören lassen, sondern fein gerades wegs in die Versammlungs-Kammer gehen, und mit seiner Andacht einen guten Anfang machen“. Dabei wurde dem Gottesdienstbesucher sogar noch ans Herz gelegt, die Kirchentüre leise hinter sich zuzumachen. Vor der Tür stand während des Gottesdienstes eine Wache von zwei Personen, die die Umgebung im Auge behielten, damit es nicht zu bösen Überraschungen kommen konnte. Es muss kein besonders begehrtes Amt gewesen sein, dort Wache zu stehen, denn die Fassung der Kirchenordnung, die den jungen Leuten verlesen wurde, fügt ausdrücklich hinzu, dass derjenige, der dazu bestimmt wurde, „ohne einige Widerrede“ diese Aufgabe zu übernehmen hatte. 
Ein logistisches Problem ganz anderer Art stellte das Ende des Gottesdienstes dar, denn nun galt es, eine größere Versammlung so aufzulösen, dass es der Umgebung nicht auffiel. Dazu musste man das klassische Bild der aus der Kirche drängen Gläubigen vermeiden, weshalb bis ins Detail festgelegt war, dass die Gottesdienstbesucher nur einzeln oder höchstens zu zweit über die verschiedenen Treppenhäuser den Fondaco zu verlassen hatten, ohne dabei im Innenhof oder draußen auf der Straße noch in Gruppen stehenzubleiben. Anschließend zerstreute sich die zweite Hälfte der Gottesdienstbesucher im Haus und verließ den Fondaco erst nach einer Weile. Der Zweck der Übung wurde den jungen Leuten in ihrer Version der Kirchenordnung noch ausdrücklich klar gemacht: „damit sie fein verteilt nach und nach weggehen und nicht so sehr observiert werden“. 
Den jungen Leuten wurde außerdem speziell ans Herz gelegt, nach dem Ende der Messe nicht zusammen den obligaten Spaziergang zum Markusplatz zu machen, weil sie dadurch zu sehr auffielen. „Es ist auch wohl in acht zu nehmen“ – mahnt die Kirchenordnung – „dass man nach Endigung unsers Gottesdiensts, sich nicht meistens durch die Mercerie auff Sant Marco Platz verfügen, indem schon von unterschiedlichen öffentlich gesagt worden, die Teutschen kämen so dann aus ihrer Predigt.“  

Bei einer so detaillierten Gemeindeordnung kann es nicht fehlen, dass auch die Geldstrafen bei Übertretung der Vorschriften genau festgelegt waren „Wer wider eines oder mehr dieser Geseze muthwillig handelt, der soll, wo er ein Principal ist, zehen, ist er aber ein Bedienter, fünf Ducati correnti zur Straff in die Almoß-Büchße zu geben gehalten sein.“ Wenn man dann am Ende der Kirchenordnung erfährt, dass auch die Verwendung dieses Geldes genau festgelegt war – „Daß Allmoßengeld soll anders nicht alß für arme Leuthe, und unsere Bibliothec können angewendet werden“ –, dann fragt man sich, ob das italienische (und nicht nur italienische) Vorurteil von der übertriebenen deutschen Gründlichkeit nicht doch seinen guten empirischen Grund hat.

Die Gemeindeordnung hat ihren Zweck erfüllt. Es ist anschließend nie mehr zu Konflikten gekommen und die Gemeinde blieb künftig unbehelligt. Es gibt einen illustren Zeugen dafür, dass die Vorsichtsmaßnahmen auch in der Mitte des 18. Jahrhunderts noch Gültigkeit hatte und befolgt wurde. Goethes Vater hält anlässlich seines Venedigaufenthalts in seinem Viaggio in Italia fest: „Die Anhänger des lutherischen Glaubens feiern dort [im Fondaco] ihren Gottesdienst, den ihnen die Republik stillschweigend zugesteht. Man bedient sich aber der Klugheit und Vorsicht, keinen Fremden zuzulassen, und sogar der Pfarrer und die übrigen Kleriker tragen weltliche Kleidung. Der derzeitige Prediger ist ein Berater des Grafen von Schulenburg; er wird manchmal vom Sekretär des Grafen unterstützt. Obwohl ich diesen beiden Gottesdienern wohlbekannt bin, hat man mir dennoch nicht erlaubt, der heiligen Zusammenkunft auch nur ein einziges Mal  beizuwohnen, weil man fürchtet, entdeckt zu werden.“

Am Ende des 17. Jahrhunderts kam es noch einmal zu einer Auseinandersetzung mit der Inquisition, die einen Deutschen aus dem Fondaco wegen des Verdachts der Häresie vorgeladen hatte. Die deutschen Kaufleute erhoben Einspruch dagegen und der Fall wurde den Rechtsberatern, den Consultori in Jure, vorgelegt, deren Spruch darauf lautete, dass der Fall nicht in die Kompetenz der Inquisition falle, denn – so der Tenor – „das Heilige Offizium [hat sich] nicht einzumischen, weil den Fremden erlaubt ist, in der Religion zu leben, die sie bekennen und in der sie geboren sind, und sie können von jenem Tribunal [der Inquisition] in keiner Weise belästigt werden.“
 Damit wird im Jahr 1695 erstmals der Grundsatz der Religionsfreiheit vertreten, in engen Grenzen allerdings, denn die freie Religionsausübung wurde nur Ausländern und nur unter der Bedingung zugestanden, dass sie sich keinesfalls an die venezianische Bevölkerung wandten oder versuchten, Proselyten zu machen. 

Man kann aus dem Vorhergehenden leicht ersehen, welche entscheidende Rolle das Gebäude des Fondaco im Leben und für das Überleben der protestantischen Gemeinde gespielt hat. Die Geschichte der reformierten Gemeinde liefert das genaue Gegenbeispiel, denn da sie gezwungen war, ihre Gottesdienstversammlungen in Privathäusern abzuhalten, war sie einem höheren Risiko der Entdeckung ausgesetzt. Nach dem ersten Vorfall von 1654 kam es 1665 und in wesentlich größerem Maßstab 1692 erneut zu Konflikten, bei denen der venezianische Magistrato contro la bestemmia gegen die Vertreter dieser Glaubensgemeinschaft vorging und sie auflöste.

Der unschätzbare Vorteil, den das Gebäude am Rialto bot, bestand in seinem Enklave-Charakter. Zwar hat das Gebäude nie den deutschen Kaufleuten selbst gehört und ist immer im Besitz der Republik geblieben, doch das Deutsche Haus trug seinen Namen zu Recht. Nur Deutsche waren hier zugelassen, Italienern war der Zutritt nur gestattet, wenn sie dort geschäftlich zu tun hatten. Gleichzeitig war der Fondaco aber auch die erste obligate Anlaufstelle für die deutschen Kaufleute in Venedig, den venezianischen Schiffsführern war es bei Geldstrafe verboten, einen ankommenden deutschen Geschäftsmann woanders als beim Fondaco an Land zu setzen. Auf diese Weise sicherte sich die Republik die Kontrolle über den Warenverkehr und die entsprechenden Zolleinnahmen. Auch zu späteren Zeiten, als der Fondaco zu klein geworden war und die deutschen Kaufmannsfamilien eigene Wohnungen in der Stadt hatten, wurden weiterhin die Geschäfte ausschließlich im Fondaco abgewickelt. 

Ein weiterer, für die Existenz einer deutschen Gemeinde wesentlicher Umstand war die – personelle wie organisatorische – Überlagerung von der in der Deutschen Nation zusammengeschlossenen Kaufmannschaft und der protestantischen Gemeinde in ihrem Innern. Dies war von entscheidendem Vorteil, denn überall dort, wo die Protestanten nicht öffentlich in Erscheinung treten und ihre Interessen wahrnehmen konnten, übernahm dies die Nazione Alemanna, die entsprechende Eingaben und Gesuche an die Republik richtete. 
Man kann wohl ohne Übertreibung behaupten, dass der Fondaco sozusagen das wichtigste Gemeindemitglied darstellte, gewiss aber sein prominentestes. Das mächtige Gebäude dicht beim Rialto im Herzen der Stadt war nach dem Vorbild eines arabischen Funduq gebaut, der sich, nach außen abgeschlossen, auf einen großen Innenhof öffnet, den auf allen vier Seiten ein dreifacher Kranz von Galerien und dahinter liegenden Räumen umgibt. Noch heute hat der riesige Bau nur drei Zugänge: das Wassertor zum Canal Grande, auf der gegenüberliegenden Seite das Tor zur Straßenseite, und dann den eigentlichen Eingang, der neben der Treppenrampe der Rialtobrücke relativ schmal und unscheinbar ins Innere führt, wo ein Pförtner den Zutritt unter Kontrolle hielt. Günstigere Bedingungen für das ungestörte Leben einer Untergrundgemeinde lassen sich kaum denken. 
Doch obwohl der Gottesdienst im Fondaco künftig ungestört blieb, verlief die weitere Geschichte der Gemeinde durchaus nicht konfliktfrei. Zu Zusammenstößen mit der italienischen Umgebung kam es an den Schnittstellen, an denen das Leben der deutschen Kaufleute direkt mit der venezianischen Umwelt verzahnt war. Das war in den Fällen problematisch, in denen bestimmte Lebenssphären innerhalb der Zivilverwaltung der Republik in Händen der Kirche lag. Dies betraf zum einen die Geburt, richtiger: die Taufe als ihre Legitimierung auch in rechtlicher Hinsicht, und zum andern den Tod und die anschließende christliche Beisetzung. 

Das Begräbniswesen in Venedig hat aufgrund der einzigartigen Lage der Stadt, die nicht über ausreichenden Platz verfügt, mit eigenen Schwierigkeiten zu kämpfen. Zu der hier interessierenden Zeit wurden die Toten entweder direkt in den Kirchen oder in deren unmittelbarer Umgebung beigesetzt, wovon noch heute manche Straßennamen sich herschreiben. Die Deutsche Nation verfügte seit 1649 über eine eigene Grabstätte in der für sie zuständigen Pfarrkirche S. Bartolomeo di Rialto, wovon eine Bronzetafel Zeugnis gab, deren lateinische Inschrift auf Deutsch lautete: „Die Insassen des Deutschen Hauses haben, der Sterblichkeit eingedenk, in der gastlichen Stadt Venedig für die Ihrigen dies Grab als sichere Herberge nach vollbrachtem Lauf errichtet. 1649. Erneuert 1681.“
 
Doch trotz des ausdrücklich zugestandenen Rechts, die Nation könne dort ihre Toten beisetzen, kam es erstmals im Jahr 1666 bei der Beisetzung eines Mitglieds des Deutschen Hauses zu einem Konflikt mit dem Pfarrer von S. Bartolomeo, der die Beisetzung verweigerte, weil der Tote Protestant und kein Mitglied der römisch-katholischen Kirche gewesen sei. Man kann ihm dabei in der Sache nicht widersprechen, denn noch heute bestimmt Kanon 1240 des Kirchenrechts, dass Häretiker, und als solche galten Protestanten, kein Recht auf ein christliches Begräbnis haben. Wird ein solcher gar in einer Kirche beigesetzt, erfährt diese eine solche Schändung, dass sämtliche gottesdienstlichen Handlungen unterbleiben müssen. Diese können erst nach einer offiziellen Entsühnung wieder aufgenommen werden, was aber zwingend die vorherige Entfernung des Leichnams aus der Kirche voraussetzt. 
In diesem wie in mehreren späteren Fällen musste sich die Deutsche Nation erst an die venezianischen Behörden um Hilfe wenden, die dann die Beisetzung erzwangen. Die Alternative für die Bestattung in S. Bartolomeo war eine Beisetzung auf dem Lido, wo sich der akatholische Friedhof befand, auf dem Juden und Nichtkatholiken bestattet wurden. Dies stellte eine schwere Diskriminierung dar, denn statt in der Gemeinschaft der Gläubigen auf die Auferstehung zu harren, mussten dort die Toten unter freiem Himmel in ungeweihter Erde verscharrt werden wie Verbrecher nach der Hinrichtung. Wie es dort aussah, vermittelt sehr anschaulich noch Goethe auf seiner italienischen Reise unter dem Datum des 8. Oktober 1786; die Zustände dürften sich im Laufe der Zeiten kaum wesentlich verändert haben. „Auf dem Lido, nicht weit vom Meer, liegen Engländer begraben und weiterhin Juden, die beiderseits in geweihtem Boden nicht ruhen sollten. Ich fand das Grab des edlen Konsul Smith und seiner ersten Frauen; ich bin ihm mein Exemplar des Palladio schuldig und dankte ihm auf seinem ungeweihten Grabe dafür. 
Und nicht allein ungeweiht, sondern halbverschüttet ist das Grab. Der Lido ist immer nur wie eine Düne anzusehen; der Sand wird dorthin geführt, vom Winde hin und her getrieben, aufgehäuft, überall angedrängt. In weniger Zeit wird man das ziemlich erhöhte Monument kaum wieder finden können.“ 
 

Da es immer wieder bei Beisetzungen zu Auseinandersetzungen mit dem Kapitel von S. Bartolomeo kam
, stellte die Kaufmannschaft 1719 einen Antrag, sich einen eigenen Friedhof einrichten zu dürfen. Dies wurde vom zuständigen Magistrat bewilligt, und im gleichen Jahr ein Pachtvertrag mit dem Kloster S. Cristoforo auf der gleichnamigen Insel abgeschlossen. Das Gelände musste von einer Mauer umgeben und damit von außen unzugänglich sein und durfte nur von der Wasserseite her einen Zugang haben – so die Auflagen des Magistrato della Sanità, die mit der notwenigen Rücksichtnahme gegenüber dem katholischen Kultus begründet wurden.
 Mit ihrem Friedhof auf einer abgelegenen Insel zwischen Venedig und Murano wurden die Deutschen in Venedig übrigens zu unfreiwilligen Vorreitern des städtischen Begräbniswesens, denn nach dem Ende der Republik wurde unter der Napoleonischen Regierung ein eigener, außerstädtischer Friedhof angelegt, wozu die beiden kleineren Inseln S. Michele und S. Cristoforo zu einer einzigen verbunden wurden, die noch heute den Begräbnisort Venedigs darstellt.
Seit 1719 führte die Gemeinde ein eigenes Sterberegister. Das „Verzeichnis der Persohnen so auff dem einer Evangelischen Gemeinde in Venedig zugehörigen Gottes Acker â St. Cristofforo begraben worden“
, hält bis zum Jahr 1810 insgesamt 167 Beerdigungen fest. Beigesetzt wurden nicht nur die Toten der protestantischen Gemeinde, sondern auch Durchreisende, die unverhofft in Venedig verstarben. Durch die genaue Angabe von Alter, Geschlecht und Todesursache bietet das Sterberegister einen Querschnitt durch die in Venedig ansässigen Deutschen. Zwar bekommen die einzelnen Gemeindemitglieder durch die dürren Angaben im Totenbuch kein eigenes Gesicht, aber in manchen Fällen doch ein Lebensschicksal, so dass es möglich wird, ausgerechnet aus dem Verzeichnis der Toten Aufschluss über das damalige Leben zu erhalten.
Der zweite Punkt, der immer wieder zu Konflikten führte, bildete die Auswahl der Taufpaten, die bei einer von den katholischen Pfarrern Venedigs auch bei Deutschen vorgenommenen Taufe gestellt werden mussten.
 1759 ereignete sich zum ersten Mal der Fall, dass ein Pfarrer die Taufe eines deutschen Kindes verweigerte mit Hinweis auf die evangelische Konfession der Taufpaten. Auch in diesem Fall ist unter kirchenrechtlichen Gesichtspunkten nichts zu beanstanden, denn der Taufpate steht im Verhältnis geistiger Vaterschaft zum Täufling und übernimmt die Gewissenspflicht, für das geistliche Wohl des Patenkinds Sorge zu tragen. Eine solche Verpflichtung aber konnte ein nicht katholischer Taufpate nicht übernehmen. Wie entschieden die Kirche andersgläubige Paten ablehnte, lässt sich daran ermessen, dass von der Hinzuziehung eines Taufpaten abzusehen war, falls kein katholischer Pate zur Verfügung stand, obwohl die Anwesenheit eines Paten bei der Taufe ausdrücklich zur Pflicht gemacht wird. 
Auch in diesem Fall legte die Nazione Alemanna beim Senat Widerspruch ein und es kam zu langwierigen juristischen Auseinandersetzungen, deren Hintergrund die damals herrschenden Spannungen zwischen der Republik Venedig und dem Heiligen Stuhl bildeten. An dieser Frage zeigt sich die Überlagerung der religiösen und zivilen Sphäre besonders deutlich, denn die Taufbücher der Gemeinden bildeten zugleich die Basis der weltlichen Melderegister und stellten das einzig anerkannte Dokument dar, aus dem die legitime Geburt und Herkunft des einzelnen nachweislich hervorgingen; sie sind daher, so das Urteil der neuerlich hinzugezogenen venezianischen Staats-Consultoren, „von höchster privatrechtlichen Wichtigkeit“
. Verweigerte ein Pfarrer die Taufe, unterblieb gleichzeitig die bürgerliche Anerkennung, und dies bildete genau den Präzedenzfall eines unzulässigen Eingriffs der Kirche in die Sphäre der weltlichen Obrigkeit, gegen die sich Venedig bei seinen Auseinandersetzungen mit dem Papst verwahrte. Doch obwohl der Senat per Dekret ausdrücklich die Zulassung protestantischer Taufzeugen erlaubte, kam es auch in der Folgezeit zu immer neuen Streitigkeiten in dieser Frage, bis dann das Ende der Republik und die Einführung des Code Napoleon diesen Zusammenstößen ein Ende machten. 
Damit sind wir ans Ende der Geschichte der evangelischen Gemeinde Augsburger Konfession in dem hier vorgegebenen Zeitrahmen der Republik Venedig gekommen. Abschließend sei noch ein kurzer Blick auf die weiteren Ereignisse des folgenden Jahrhunderts geworfen, die das Leben der Gemeinde prägten. Das Stichwort Code Napoleon sollte eigentlich vermuten lassen, dass von nun ab das Gebot religiöser Toleranz und gleichberechtigter Anerkennung aller Religionsgemeinschaften der Gemeinde ein ruhiges Leben im Lichte der Öffentlichkeit garantiert hätte; schließlich wurden durch Dekret vom 5. Mai 1806 die protestantischen Geistlichen den katholischen gleichgestellt. Äußerlich ist das auch der Fall, die Gemeinde tritt von nun an selber auf und vertritt die eigenen Interessen gegenüber den venezianischen Behörden. Doch auch unter der zunächst französischen und dann österreichischen Regierung blieb die Situation Venedig im kommenden Jahrhundert noch von den alten Auseinandersetzungen und Anfeindungen geprägt. Dabei waren es nun weniger offizielle Streitfälle als vielmehr eine Kette von kleinlichen Behinderungen und Gehässigkeiten, die zeigen, dass die alten Vorbehalte gegenüber den andersgläubigen Protestanten weiterhin andauerten. 
So wurde im Rahmen der Erdarbeiten zur Verbindung der beiden Inseln S. Cristoforo und S. Michele zum neuen Friedhof der Stadt der Begräbnisplatz der Gemeinde buchstäblich verwüstet und geschändet.
 Auf den Protest der Gemeinde wurde ihr zugestanden, wenigstens die Grabsteine abholen zu können. Als wäre es damit nicht genug, erhielt die Gemeinde anschließend eine horrende Rechnung für die amtliche Auflösung ihres Friedhofs, gegen die die sich aber erfolgreich zur Wehr setzte. 
Die Verhandlungen um ein eigenes Kirchengebäude, auf das die Gemeinde nach der Auflösung des Fondaco angewiesen war, zogen sich lange Jahre erfolglos hin.
 Auf die Aufforderung, der Demanialverwaltung ein leerstehendes Gebäude zu benennen, das als evangelische Kirche geeignet wäre, wurde von Seiten der Gemeinde zunächst die Commenda di Malta in der Calle de Furlani benannt. Dies wurde von venezianischer Seite abgelehnt und stattdessen das frühere Kloster S. Martino in Castello, im Volksmund „Le Muneghette“ genannt, vorgeschlagen, was aber nicht in Frage kam, da es zu klein und für die in der Innenstadt lebenden Gemeindemitglieder zu abgelegen war. 
1812 schließlich gelang es der Gemeinde, das Gebäude der Scuola dell’Angelo Custode der gleichnamigen frommen Bruderschaft zunächst zu mieten und dann dank der Großzügigkeit des Kaufmanns Heinzelmann zu kaufen. Auch dieses Projekt schien am Anfang gefährdet, denn der Pfarrer von Ss. Apostoli, in dessen Gemeinde die Kirche liegt, wurde von den Behörden so unter Druck gesetzt, dass er seine zunächst gegebene Einwilligung wieder zurücknehmen musste. In einem anrührenden Brief an einen der Gemeindevorsteher schildert er, mit welchen Mitteln er gezwungen worden sei, sein gegebenes Wort nicht einzuhalten.
 Doch trotz dieser im Namen eines angeblich geltenden Grundsatzes, keinen katholischen Raum Protestanten zu überlassen, unternommenen Pressionen kam die Gemeinde dann doch in den Besitz des eigenen Gotteshauses, allerdings mit einer entscheidenden Auflage. Bereits im ersten Mietvertrag mit der Domänenverwaltung wurde festgesetzt, dass der Haupteingang des Gebäudes immer verschlossen bleiben müsse und nicht benutzt werden dürfe.
 Damit waren die Gemeindemitglieder  gezwungen, ihre Kirche durch den Nebeneingang zu betreten, eine Auflage, für die es keinerlei sachliche Berechtigung gab. Symbolisch wurde damit deutlich gemacht, dass die Protestanten nicht Herr im eigenen Hause waren, sondern wie Dienstboten und Bittsteller den seitlich versteckten Nebeneingang zu nehmen hatten, wenn sie zum Gottesdienst wollten. Diese demütigende Beschränkung dauerte mit kurzen Unterbrechungen bis zum Jahr 1866 an, als im Rahmen der italienischen Einigungsbewegung der Veneto an das Königreich Italien angeschlossen wurde. Es war König Vittorio Emanuele persönlich, der bei einem Besuch in Venedig der protestantischen Gemeinde gestattete, ihre Kirche endlich durch das Hauptportal betreten zu können.

Die Rekonstruktion der Gemeindegeschichte aus den erhaltenen Unterlagen ist ein nicht unproblematisches Unternehmen. Denn was aktenkundig wird, ist in unserem Falle nie die Normalität, sondern immer nur der Konfliktfall, der archivalische Spuren hinterlassen hat. Das führt leicht zu einem verzerrten Bild der Wirklichkeit, so als sei die Geschichte der Gemeinde eine einzige Kette von Zusammenstößen und Auseinandersetzungen gewesen. Hier erweist sich die Beschränktheit der Quellen, in denen sich nichts erhalten hat von Freundschaften und Kontakten, Nachbarschaften und gegenseitigen Besuchen. Deshalb sei am Ende dieses streckenweise recht düsteren Panoramas an zwei Personen erinnert, die in diesem historischen Abriss als Lichtgestalten auftreten. 
Die erste Person ist der venezianische Patriarch Giovanni Bragadin. Als es 1759 zum ersten Mal mit einem Pfarrer zum Streit kam wegen der Frage der Zulässigkeit protestantischer Taufpaten, bestellte er kurzerhand die Eltern und Paten des Kindes für den folgenden Tag in die Patriarchalkirche S. Pietro di Castello und nahm dort eigenhändig die Taufe vor. Er bewies damit, dass auch unter den hohen katholischen Würdenträgern sich Einzelne vom Geist der Toleranz und der christlichen Verständigung leiten ließen.

An zweiter Stelle steht der frühere Pfarrer Eugen Lessing, der die venezianische Gemeinde von 1921 bis 1939 leitete. Von ihm stammt die Geschichte der protestantischen Bewegungen und der deutschen Evangelischen Gemeinde A. C. in Venedig, die eine entscheidende Quelle für unsere historischen Kenntnisse darstellt. Darin berichtet er auch von den Auseinandersetzungen, die entstanden, als 1665 den Juden der bis dahin untersagte Zutritt zum Deutschen Haus gestattet wurde. Auf Antrag der deutschen Kaufleute wurde das Verbot dann wieder neuerlich in Kraft gesetzt. In diesem Zusammenhang führt Lessing dann den Beschluss des Kapitels der Deutschen Nation aus dem Jahr 1641 an, der dem „ausgezeichneten Doktor der Medizin und Philosophie David Valenzin, Hebräer“ ungehinderten Zutritt zum Fondaco gestattete, um seine Patienten besuchen zu können. „Niemand soll ihn belästigen. Alle sollen ihm mit Achtung begegnen. ‚So verdienen es seine von uns hochgeschätzten Eigenschaften und seine Gelehrsamkeit’.“
 Bemerkenswert ist der Kommentar, mit dem Lessing seine Schilderung der Episode beschließt: „Diese Vorgänge sind ebenso bezeichnend für die damalige Lage der venezianischen Judenschaft, wie für die Stellung, deren sich die ‚deutsche Nation’ erfreute, und für den praktischen und zugleich humanen Sinn, der ihre Vertreter erfüllte
.“ Im Jahre 1941 eine solche Bemerkung zu veröffentlichen war gewiss kein Zufall, sondern programmatisch, und zeugt davon, dass Lessing ein Gegner der 1938 auch in Italien eingeführten Rassengesetze war. Dabei wird man ihn selber als einen Deutschnationalen bezeichnen können, wie aus seiner Trauerrede anlässlich einer Gedenkfeier zum Todes Hindenburgs im Jahr 1934 hervorgeht, die im Anhang seines Buches abgedruckt ist. Dort schloss er seine Ansprache an die anwesenden italienischen Autoritäten mit dem Appell, den Wahlspruch des Verstorbenen ‚Vereinigen, nicht trennen’ zu beherzigen. „Wenn dies der Wille all derer ist, die die Geschicke der Völker lenken, und wenn sie sich dabei dem göttlichen Willen verpflichtet fühlen, der über uns allen steht und in uns allen wirken sollte, dann sind wir dem wirklichen Frieden näher und nicht mehr fern vom Reiche Gottes.“
 Beim Erscheinen seines Buches dagegen war der Frieden ferner denn je, und auch vom humanen Sinn der Vertreter der deutschen Nation gegenüber den Juden gab er einsames Zeugnis.
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